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Würden Sie das bitte etwas verdeutlichen?

Nikaragua gehört der UNO an. Wir bekennen uns zu den Prin­
zipien der Weltorganisation, wir achten die Charta und die 
Deklarationen der Vereinten Nationen. Wir nutzen die UNO 
als Tribüne zur Anklage der Politik des Verbrechens gegen un­
seren Staat. Das ist bedeutsam. Unsere Bürger erleben so, wie 
die Weltöffentlichkeit reagiert, wie unser Kampf von den 
Völkern der Welt als gerecht empfunden wird. Das ist von ho­
hem moralischem Wert. Zugleich werden unsere Gegner ent­
larvt. Sie reden von Recht und Demokratie und werden des 
Verstoßes gegen das Völkerrecht, gegen die Souveränität und 
Nichteinmischung, ja des Terrorismus und Banditentums an­
geklagt.

Hier ordnet sich auch unsere Klage vom April 1984 vor 
dem internationalen Gerichtshof in Den Haag ein. Wir muß­
ten uns so wehren, um die USA mit völkerrechtlicher Ver­
bindlichkeit zu zwingen, ihren Terrorismus und die Verlet­
zung elementarer Normen der Sicherheit und der Souveräni­
tät einzustellen. Das erwies sich als richtiger Weg.

Unsere Beziehungen zu den nichtpaktgebundenen Staaten 
sind ebenfalls von hohem Rang. Besonders die Bemühungen 
der Contadora-Gruppe wirken sich zunehmend auf die Festi­
gung der Positionen des Rechts und der Unabhängigkeit der 
Staaten im mittelamerikanischen Raum aus. All das dient zu­
gleich der Erhaltung des Friedens.

Das Recht ist aber — um nun auf einige innere Probleme 
einzugehen — auch ein bedeutender Faktor zur Abwehr der 
Konterrevolution und zum allseitigen Schutz und zur Sicher­
heit. Wir wenden unser Recht mit Konsequenz an zur Bestra­
fung der Saboteure und Terroristen, bekämpfen Diebe und 
Spekulanten. Wir sind für die Gewährleistung der demokrati­
schen Rechte und Freiheiten, wenden uns aber entschieden 
gegen alle Tendenzen von Willkür und Ungesetzlichkeit.

Sichtbarstes Zeichen dafür ist die Tatsache, daß derzeitig 
unsere Nationalversammlung eine neue Verfassung ausar­
beitet. Dabei geht es um den Ausbau der Rechte des Volkes 
im Sinne des Grundsatzprogramms der FSLN. Was die Revo­
lution erreichte, soll festgeschrieben werden. Noch 1985 soll 
der Entwurf vorliegen.

Sie sprachen von der Bestrafung feindlicher Kräfte. Nun gab 
es doch aber auch eine Amnestie. Welche Bedeutung hatte sie?

Das ist kein Widerspruch. Wer die Volksmacht angreift, wird 
bestraft. Wer schwere Verbrechen begangen hat, muß sich 
dafür verantworten. Aber wir übersehen auch nicht, daß es 
Leute gibt, die sich uns zuwenden wollen. Die am 4. Novem­
ber 1984 gewählte Verfassungsgebende Versammlung hat des­
halb ein Amnestiegesetz verabschiedet. Es billigt allen anti- 
sandinistischen Rebellen, die sich bis zum 19. Juli 1985 frei­
willig stellen, Straffreiheit zu. In diesem Zusammenhang hat­
ten sich allein in den ersten Wochen mehr als 1 500 Bauern 
von ihrer bisher antisandinistischen Haltung distanziert. Sie 
stellten sich den Organen und schlossen sich dem Aufbau an. 
Andere, die bereits durch unsere Volksgerichte in ordent­
lichen Gerichtsverfahren zu Freiheitsstrafen verurteilt waren, 
wurden großzügig; begnadigt. Sie befanden sich nach der Ge­
richtsverhandlung in Gefängnissen; nicht wenige sind zur 
Arbeit in größeren Betrieben der Landwirtschaft eingesetzt 
worden. Übrigens liegt die Zahl der wegen konterrevolutio­
närer Verbrechen Verurteilten bei etwa 1 600 und bleibt damit 
weit hinter den märchenhaften Zahlen imperialistischer Ver­
leumder zurück. Aber die Contras setzen ihre konterrevolu­
tionären Aktionen fort. Dazu haben sie vor allem in Lagern 
in Honduras verschleppte Nikaraguaner eingesperrt, die psy­
chologisch beeinflußt und zum Krieg gegen uns gedrillt wer­
den.

Welche Stellung nehmen die erwähnten Volksgerichte ein? 
Wie ist überhaupt das derzeitige Gerichtssystem, und was 
sind die Rechtsgrundlagen für die gerichtliche Tätigkeit?

Im Prinzip sind die gesetzlichen Grundlagen unseres Gerichts­
systems nach dem Sieg von 1979 äußerlich noch nicht verän­
dert worden. Es wurden jedoch einige Grundfragen geklärt. 
Dazu gehörte, daß die Grundsätze des Völkerrechts in der 
Rechtsprechung zu beachten sind, daß das Recht der Siche­
rung der Macht des Volkes zu dienen hat, daß der Friede ge­
sichert wird, daß die beschlossenen Reformen abgesichert und 
durchgesetzt werden.

Die Volksgerichte führten wir jedoch als neue Form der 
demokratischen Gerichtsbarkeit ein, um mit ihrer Hilfe 
schnell auf alle schweren Verbrechen — wie Terror, Sabotage, 
Mord und andere Angriffe vor allem gegen die revolutionä­

ren Errungenschaften — zu reagieren. Dem Volksgericht 
gehören jeweils ein ausgebildeter Jurist und zwei Vertreter 
gesellschaftlicher Massenorganisationen an. Sie sind gleich­
berechtigte Richter. Die Volksgerichte arbeiten auf der Grund­
lage des alten Strafgesetzbuchs und der Prozeßordnung, 
allerdings mit einem ausdrücklichen Beschleunigungs- und 
Konzentrationseffekt. Nur so gelang es, unter Beachtung aller 
sonstigen Prinzipien (Recht auf Verteidigung, Höchststrafe 
30 Jahre usw.), in kurzer Zeit wirksam auf Feindtätigkeit zu 
reagieren.

Das fand Anklang bei unseren Bürgern. Die Erfahrungen 
der Volksgerichte fließen jetzt ein in die Projekte eines neuen 
StGB und einer neuen StPO. Daran wird gearbeitet. Dabei gibt 
es auch Überlegungen, bewährten Demokraten den Weg in den 
Justizdienst zu öffnen, bevor sie eine juristische Ausbildung 
abgeschlossen haben. Wir werden die neuen Gesetze hinsicht­
lich ihrer Wirksamkeit sicher zunächst in einer Region erpro­
ben.

Zu den größeren Projekten gehört auch das neue Familien­
recht. Die Diskussion zum Entwurf läuft bereits zwei Jahre 
in den Massenorganisationen.

Herr Minister, wie vollziehen sich Ausbildung und Dienst der 
Studenten und Juristen unter den Bedingungen der Abwehr 
der Kriegsbedrohung und der konterrevolutionären Um­
triebe?

Das ist situationsbedingt. Den absoluten Vorrang hat die Auf­
gabe, das Vaterland zu verteidigen. Unser Volk ist entschlos­
sen, sich die Macht vom Imperialismus nicht wieder entrei­
ßen zu lassen. Je unverschämter die Kriegsdrohungen, je hin­
terhältiger die Angriffe der Contras — desto einmütiger ist 
unser Kampf bis zum endgültigen Sieg. Deshalb absolvieren 
unsere Studenten vor dem Studium eine zweijährige militä­
rische Ausbildung, und sie reihen sich gegenwärtig in die 
Verbände der Freiwilligen ein. Auch das Ministerium der Ju­
stiz und seine Mitarbeiter erfüllen notwendige Aufgaben zur 
Landesverteidigung sowohl im Kriegsgebiet als auch im Hin­
terland. Zwei Mitarbeiter des Ministeriums haben dabei ihr 
Leben verloren.

Wären Sie bereit, etwas über Ihre eigene Person, über Ihren 
Werdegang zum Minister der Justiz zu sagen?

Da gibt es nicht viel zu sagen. Mein Weg ist geprägt vom 
Kampf um Recht, Demokratie und sozialen Fortschritt. Ich 
bin Jurist und habe promoviert. Ich war Direktor der juristi­
schen Fakultät der Universität in Managua. Aber ich war ein 
Gegner Somozas. Daraus machte ich kein Hehl. Das blieb 
nicht ohne Folgen. Man warf mich aus der Universität. Doch 
mein Beispiel trug Früchte. Andere griffen meine Ideen auf. 
Einige sind als Helden in unsere jüngste Geschichte eingegan­
gen, andere sind noch heute Führer unserer Revolution.

Ich selbst hatte dann in den Jahren 1969 bis 1979 andere 
Aufgaben übernommen. So z. B. als Buchhändler, und ich ver­
faßte auch Artikel und Aufrufe, die vom Geheimsender der 
revolutionären Kräfte verbreitet wurden. Nach Somozas Sturz 
war ich wieder als Jurist tätig.

Gestatten Sie die abschließende Bitte um eine Einschätzung 
Ihres Aufenthaltes in der DDR.

Unser Aufenthalt war außerordentlich inhaltsreich. Er gestal­
tete sich für uns zu einem wertvollen Erfahrungsaustausch. 
Mit großem Interesse haben wir vor allem die Erfahrungen 
studiert, die in der DDR im Kampf bei der Überwindung des 
Faschismus gewonnen wurden. Die Vorbereitung des 40. Jah­
restages des Sieges über den Hitlerfaschismus und der Befrei­
ung und der Anteil der Juristen dabei hat uns beeindruckt.

Höhepunkt unseres Aufenthalts waren die Gespräche mit 
den Mitgliedern des Politbüros des Zentralkomitees der SED 
Willi Stoph, Vorsitzender des Ministerrates, und Egon Krenz, 
Sekretär des Zentralkomitees.

Die Unterzeichnung der Arbeitsvereinbarung zwischen den 
Justizministerien unserer beiden Länder eröffnet eine neue 
Etappe kameradschaftlicher Zusammenarbeit; sie wird uns 
eine weitere Hilfe sein bei der Lösung künftiger Aufgaben.

Ich nutze gern die Gelegenheit, auch über ihre Zeitschrift 
Ihrer Partei- und Staatsführung, allen Bürgern der DDR und 
in Sonderheit allen Juristen der DDR Dank zu sagen für die 
von uns hochgeschätzte Solidarität. Sie ist zugleich mit jene 
Basis, die uns im antiimperialistischen Kampf vereint und 
unsere Kraft um die Erhaltung des Friedens stärkt.

Das Gespräch führte Dr. Gerhard Steffens.


